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betreffend die Wohnungsbauabgabe. 
Vom 8. November 1933. 


i Auf Grund des § 1 Ziffern 53 Buchſtabe 1, 61, 82 und des 8 2 des Geſetzes zur Behebung der 
Not von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft ver⸗ 
ordnet: 

Einziger Paragraph 
Das Geſetz zur Bekämpfung der Wohnungsnot (Wohnungsbaugeſetz) vom 27. März 1925 (G. Bl. 
S. 79) in der Faſſung der Bekanntmachung vom 31. März 1931 (G. Bl. 1932 S. 85), abgeändert 
durch die Verordnungen vom 16. Januar 1932 (G. Bl. S. 28 e), vom 8. März 1932 (G. Bl. S. 133), 
vom 18. November 1932 (G. Bl. S. 759), vom 18. März 1933 (G. Bl. S. 121), vom 14. Juli 
1933 (G. Bl. S. 309) und vom 18. Auguſt 1933 (G. Bl. S. 395) wird wie folgt geändert: 


Hinter $ 4 wird folgende Vorſchrift als § 4a eingefügt: 
8 4a 

Soweit bisher für Läden, Geſchäftsräume, Büroräume und Werkſtätten, die mit Wohnungen 
in räumlichem Zuſammenhang ſtehen (§ 1 Abſ. 2) eine gemeinſame Miete für Wohn⸗ und Ge⸗ 
ſchäftsräume feſtgeſetzt oder vereinbart iſt, können Vermieter und Mieter mit Wirkung vom 
1. April 1934 den Mietzins für die Wohnräume und die Geſchäftsräume ohne Beeinträchtigung 
des einheitlichen Miet- oder Pachtvertrages getrennt vereinbaren. Die Wohnungsbauabgabe wird 
von dieſem Zeitpunkt ab nur von den für die Wohnräume zu zahlenden Mieten erhoben. 

Das Steueramt kann den Mietwert für die Wohnräume zur Berechnung der Wohnungsbau⸗ 
abgabe abweichend von der Vereinbarung feſtſetzen, ſoweit die Vereinbarungen über die Ver⸗ 
teilung des bisher gezahlten Mietzinſes auf Wohn⸗ und Geſchäftsräume nicht angemeſſen er⸗ 
ſcheinen. 

Kommt eine Vereinbarung zwiſchen Vermieter und Mieter nicht zuſtande, ſo kann das Steuer⸗ 
amt auf Antrag der Parteien die Verteilung des bisherigen Mietzinſes auf Wohn⸗ und Geſchäfts⸗ 
räume von ſich aus vornehmen. 


Danzig, den 8. November 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning von Wnuck 
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betr. Kündigung langfriſtiger Miet⸗ und Pachtverträge. 
Vom 8. November 1933. 

Auf Grund des $ 1 Ziffer 83 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird zum Zwecke der Anpaſſung von langfriſtigen Miet⸗ 
und Pachtverträgen an die derzeitige wirtſchaftliche Lage folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 

8 1 f 
Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieſer Verordnung geltenden, vor dem 1. April 1933 abge⸗ 


ſchloſſenen Miet⸗ und Pachtverträge über Gebäude, Gebäudeteile und Grundſtücke, ſowie Pachtverträge, 
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die Obſtnutzung, Jagd und Fiſcherei zum Gegenſtand haben, können, auch wenn eine ſolche Kündigung 
nach Geſetz oder Vertrag nicht zuläſſig wäre, bis zum 31. Dezember 1933 mit Wirkung zum 31. März 
1934 gekündigt werden, es ſei denn, daß ſie vor dem 15. Januar 1934 kündbar ſind oder bis zum 
31. März 1934 ablaufen. 9 2 

Das Recht zur Kündigung aus $ 1 gilt nicht für die im § 46 der Verordnung zur Regelung der 
landwirtſchaftlichen Schuldverhältniſſe vom 22. September 1933 (G. Bl. S. 444) aufgeführten Ver⸗ 
träge. 

8 3 

Sollten ſich durch die Ausübung des im S 1 dieſer Verordnung begründeten Kündigungsrechts 
ganz beſondere Härten ergeben, ſo kann bei Miet⸗ und Pachtverträgen über Gebäude, Gebäudeteile 
und Grundſtücke, unabhängig von dem Orte der belegenen Sache, das Mieteinigungsamt der Stadt 
Danzig, bei Pachtverträgen über Obſtnutzung, Jagd und Fiſchereien eine beim Senat zu errichtende 
Güteſtelle mit dem Antrag, das Miet⸗ und Pachtverhältnis nach billigem Ermeſſen zu regeln, an⸗ 
gerufen werden. 

Das Mieteinigungsamt und die Güteſtelle entſcheiden endgültig. Ein Anrufen dieſer Stellen iſt 
nur bis zum 31. Januar 1934 zuläſſig. 

Bis zur Entſcheidung dieſer Stellen iſt das bisherige Miet⸗ oder Pachtverhältnis unter den ver⸗ 
einbarten Bedingungen fortzuſetzen. 

f | 8 4 

Miet⸗ und Pachtverträge, die von Gewerbetreibenden als Mieter über Geſchäftsräume abgeſchloſſen 
find, können von dieſen unbeſchadet des Kündigungsrechts aus § 1 mit vierzehntägiger Friſt zum Ende 
eines Monats gekündigt werden, wenn den Gewerbetreibenden durch allgemeine geſetzliche Maßnahmen, 
ohne daß ein perſönliches Verſchulden des Mieters vorliegt, die Möglichkeit der Gewerbeausübung ge⸗ 
nommen oder erhebliche Beſchränkungen in der freien gewerblichen Betätigung auferlegt find. 

Das Kündigungsrecht aus dieſem Grunde beginnt mit dem 15. des Monats, der auf eine auf 
Grund der allgemeinen geſetzlichen Maßnahmen ergangene rechtskräftige Verfügung gegen den Mieter 
folgt, und endet bei zur Zeit des Inkrafttretens dieſer Verordnung beſtehenden geſetzlichen Maßnahmen 
mit dem 15. Dezember 1933, bei künftigen mit dem 15. des zweiten Monats, der auf die Verfügung 
folgt. 

Stehen mit den Geſchäftsräumen Wohnräume in räumlichem Zuſammenhang, ſo erſtreckt ſich die 
Kündigung auch auf dieſe. 5 
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Wer ſich in Miet⸗ oder Pachtverträgen, die mit Wirkung nach dem 31. März 1934 abgeſchloſſen 
werden, ein Entgelt verſprechen läßt, das unter Berücksichtigung der geſamten Verhältniſſe als unan⸗ 
gemeſſen anzuſehen iſt, wird mit Geldſtrafe bis zu 10000 G oder Gefängnis beſtraft. 


§ 6 
Soweit Geſetze oder Verordnungen den vorhergehenden Beſtimmungen entgegenſtehen, werden dieſe 
aufgehoben. f 


Danzig, den 8. November 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning von Winud 


